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Mehrere Jahre schon wird 
über die Ausgliederung der 
Österreichischen Bundesforste 
(ÖBF) aus der staatlichen Ver- 
waltung und dem Bundeshaus- 
halt diskutiert. Die Steigerung 
der Effizienz der Österr. Bun- 
desforste und andererseits die 
Sicherung der Substanz des 
bisher im Wirtschaftskörper 
Österr. Bundesforste zusam- 
mengefaßten Bundesvermö- 
gens wurden als Ziele dieser 
Ausgliederung immer wieder 
genannt. Wohl auch die Er- 
schließung neuer Finanzquel- 
len zwecks rascher Sanierung 
der Staatsfinanzen im Hinblick 
auf den beabsichtigten Beitritt 
zur Währungsunion mag 
Grund für die im Dezember 
1996 vom Nationalrat be- 
schlossene und mit 1. 1. 1997 
in Kraft getretene Umwand- 
lung der Österr. Bundesforste 
in eine selbständige und eigen- 
verantwotliche Betriebsgesell- 
schaft mit dem Firmenwortlaut 
„Österr. Bundesforste Aktien- 
gesellschaft" sein. Bedenkt 
man, daß 407.000 Hektar, also 
rund 48 % des Östen. Staats- 
waldes, mit Wald- und Weide- 
nutzungsrechten (Einfor- 
stungsrechten) belastet sind 
und diese Nutzungsberechtig- 
ten, vorwiegend Bergbauern, 
anstelle ehemaliger Eigen- 
tumswälder, jährliche Holz-, 
Weide- und Streunutzungsan- 
Sprüche im Wert von 195 Mio. 
Schilling gegenüber dem 
Staatswaldverwalter Öster- 
reichische Bundesforste ur- 
kundlich verbrieft haben, so 
kann man die durch die Aus- 
gliederungsdiskussion hervor- 
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gerufene Verunsicherung der 
Staatswaldeingeforsteten ver- 
stehen. Befürchtungen in Rich- 
tung Ausverkauf der belasteten 
Staatswaldflächen, Zerfall der 
seit Jahrzehnten bestehenden 
Einforstungsüberein kommen 
oder Ablösung der Einfor- 
stungsrechte wurden unter den 
Eingeforsteten immer wieder 
laut. 

Im Interesse der Sicherung 
der Einforstungsrechte im 
Österr. Staatswald hat der Ein- 
forstungsverband als Interes- 
senvertretung der Nutzungsbe- 
rechtigten die Ausgliederungs- 
diskussion mit Aufmerksam- 
keit verfolgt. Als zu Jahresbe- 
ginn 1996 konkrete Ausgliede- 
rungsmodelle bekannt wurden, 
hat der Einforstungsverband 
seine Forderungen hierzu dem 
Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft dargelegt. Wei- 

tere Verhandlungen auf inini- 
sterieller Ebene und eine Peti- 
tion an Bundeskanzler und Vi- 
zekanzler haben bewirkt, daß 
ein kleiner Teil der verlangten 
Absicherungen der Einfor- 
stungsrechte bereits in die Re- 
gierungsvorlage des Bundes- 
forstegesetzes 1996 Eingang 
gefunden hat. Der überwiegen- 
de Teil der Forderungen der 
Eingeforsteten konnte erst 
nach zahlreichen Einzelge- 
sprächen mit Mitgliedern des 
Land- und Forstwirtschaftli- 
chen Parlamentsausschusses, 
im besonderen mit seinem Vor- 
sitzenden, dem Präsidenten des 
Österr. Bauernbundes, NR. 
Georg SCHWARZENBER- 
GER, im Wege eines Ergän- 
zungsantrages in das Bundes- 
forstegesetz 1996 hineinrekla- 

der Einforstungsgenos- 
sensclwjien 

miert werden. 
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Öcterr. Bundesforste 
Aktiengesellschaft (AG) 

Mit dem ,, Bundesgesetz 
zur Neuordnung der Rechts- 
Verhältnisse der Österr. Bun- 
desforste und Errichtung einer 
Aktiengesellschaft zur Fort- 
führung des Betriebes Österr. 
Bundesforste" (BGBI. Nr. 793 
vom 30. 12. 1996), wie der 
volle Gesetzesname lautet, 
wurde ab 1. I .  1997 eine AG 
mit dem Firmenwortlaut 
,,Österreichische Bundesforste 
Aktiengesellschaft" begründet. 
Alleiniger Gründer dieser AG 
ist der Bund. Es werden keine 
Aktien ausgegeben. Alleinak- 
tionär bleibt der Bund. Die Ei- 
gentümerrechte an der AG 
werden vom Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft 

wahrgenommen. Der Sitz der 
Gesellschaft ist Wien. 

Der Bund hat das gesamte 
Umlaufvermögen, Rechte, 
Pflichten und Schulden sowie 
auch einen Teil des Liegen- 
schaftsvermögens (rund 4 %) 
des bisher bundeseigenen 
Wirtschaftskörpers Österr. 
Bundesforste dieser Aktienge- 
sellschaft ins Eigentum über- 
tragen. Den überwiegenden 
Teil des Liegenschaftsvermö- 
gens, den geschlossenen 
Staatswald, hat sich der Bund, 
übrigens per Verfassungsbe- 
Stimmung, in Eigentum 
zurückbehalten und der Akti- 
engesellschaft auf diesen Lie- 
genschaften ein entgeltliches 
Fruchtgenußrecht eingeräumt. 
Einer Forderung des Einfor- 
stungsverband, entsprechend
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wurden bei der Auswahl der 
der AG zu übereignenden Lie- 
genschaften einforstungsbela- 
stete Grundstücke gänzlich 
ausgenommen, sodaß der ein- 
forstungsbelastete Teil des 
Staatswaldes weiterhin ge- 
schlossen, und nun auch gesi- 
chert durch eine Verfassungs- 
bestimmung, im Eigentum des 
Bundes verblieben ist. 

Gesetzliche Aufgaben 
der Bundesforste AG 
1. Die Fortführung des Betrie- 

bes „Österreichische Bun- 
desforste" 

2.  Die Durchführung von Lie- 
genschaftstransaktionen im 
Namen und auf Rechnung 
des Bundes 

3. Die Verwaltung des Liegen- 
schaftsbestandes für  den 
Bund 

4. Die Wahrnehmung von Auf- 
gaben aus Vereinbarungen 
gem. Art. 1% B-VG über 
die Errichtung und den Be- 
trieb der Nationalparks Do- 
nauauen und Kalkalpen. 
Daß die AG bei ihrer Auf- 

gabenerfüllung die Wald- und 
Weidenutzungsrechte gem. 
Grundsatzgesetz 195 I ,  BGBI. 
Nr. 103/195 1 (Einforstungs- 
rechte) zu berücksichtigen hat, 
ist last not least in der letzten 
Ziffer des 3 5, ÖBF-Gesetz 
1996 normiert. Diese Letztpla- 
zierung darf nicht als Ausdruck 
geringer Wertigkeit mißver- 
standen werden, sondern ist al- 
lein dem Umstand zuzuschrei- 
ben, daß diese Zielvorgabe erst 
im Zuge der parlamentarischen 
Ausschußberatungen, gleich- 
sam in letzter Minute, in das 
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ÖBF-Gesetz 1996 hineinrekla- 
miert werden konnte. 

Organe der Österr. 
Bundesforste AG 

Die Vertretung und Ge- 
schäftsführung der Bundesfor- 
ste AG obliegt künftig einem 
nur mehr zweiköpfigen Vor- 
stand, der vom Aufsichtsrat, 
erstmalig mit 1. 3. 1997, zu be- 
stellen ist. Bis 28.2. 1997 führt 
der bisherige Vorstand des 
Wirtschaftskörpers ÖBF die 
Geschäfte interimistisch. 

Die Kontrolle der Ge- 
schäftsführung obliegt dem 
Aufsichtsrat. Dieser besteht 
aus 6 Mitgliedern, wovon 
1. drei Mitglieder vom Bun- 

desminister für Land- und 
Forstwirtschaft (einer davon 
Vorsitzender) 

2. ein Mitglied vom Bundes- 
minister für Finanzen (stell- 
vertretender Vorsitzender) 
und 

3. zwei Mitglieder vom Vertre- 
tungskörper der Dienstneh- 
mer 

zu nominieren sind. Die Auf- 
sichtsratsmitglieder wurden 
bereits mit 1. I .  1997 bestellt. 

Der Forderung, auch den 
Eingeforsteten als ideellen 
Mitbesitzern von 48 % des 
Österr. Staatswaldes eine Kon- 
trollmöglichkeit im Aufsichts- 
rat zuzugestehen, blieb un- 
berücksichtigt, dafür wurde 
aber im Wege einer parlamen- 
tarischen Ausschußfestellung 
der Vorstand der AG verpflich- 
tet, vor wichtigen, die Interes- 
sen der Eingeforsteten berüh- 
renden Entscheidungen den 
Verband der Einforstungsge- 

nossenschaften zu hören. 

Fruchtgenußrecht der 
AG am Staatswald 

Wie oben erwähnt, verblei- 
ben der geschlossene Staats- 
wald sowie alle einforstungs- 
belasteten Grundstücke im Ei- 
gentum des Bundes. Der AG 
wurde an diesen Liegenschaf- 
ten des Bundes samt Zubehör 
ex lege ein entgeltliches 
Fruchtgenußrecht, jedoch un- 
beschadet der daran bestehen- 
den dinglichen Rechte, insbe- 
sondere der Wald- und Weide- 
nutzungsrechte gem. Grund- 
satzgesetz 1951, BGBI. Nr. 
103/195 1 (Einforstungsrech- 
te), eingeräumt. Als Entgelt für 
dieses Fruchtgenußrecht hat 
die AG jeweils 50 % des 
Jahresüberschusses an den 
Bund zu entrichten. 

Die AG tritt hinsichtlich 
dieser im Bundeseigentum ver- 
bleibenden Liegenschaften in 
alle diese Liegenschaften be- 
treffenden Rechtsverhältnisse 
mit Dritten ein. In Verbindung 
mit der gesetzlichen Aufgaben- 
stellung der AG (Verwaltung 
des Liegenschaftsbestandes 
des Bundes) ergibt sich daraus, 
daß die AG, vertreten durch 
den Vorstand, auch berufen ist, 
in das Rechtsverhältnis des 
Bundes als einforstungsbela- 
steter Grundeigentümer einzu- 
treten und die laufende Erfül- 
lung 'der Einforstungsan- 
sprüche für den Bund abzu- 
wickeln. Im Innenverhältnis 
der AG hat der Vorstand den 
Wirtschaftsführern der Forst- 
verwaltungen (Forstmeister) 
bereits Handlungsvollmachten 
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erteilt. Die Wirtschaftsführer 
der ÖBF-Forstverwaltungen 
sind somit legitimiert, Er- 
klärungen für den Bund als Ei- 
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gentümer der einforstungsbe- 
lasteten Grundstücke gegenü- 
ber den Einforstungsberechtig- 
ten rechtswirksam abzugeben 
bzw. Erklärungen der Einfor- 
stungsberechtigten (etwa die 
fristgebundene Geltendma- 
chung eines Elementarholzan- 
spruches) wirksam entgegen- 
zunehmen. 

Überbindung bestehen- 
der Verwaltungsübe- 
reinkomm en 

Im Interesse einer zeit- 
gemäßen Behandlung der Ein- 
forstungsrechte und der Einge- 
forsteten hat der Einforstungs- 
verband bekanntlich zahlreiche 
Übereinkommen mit dem 
Wirtschaftskörper Österr. Bun- 
desforste abgeschlossen. Bei- 
spielsweise seien nur genannt 
die Übereinkommen über die 
Anrechnung des abgegebenen 
Einforstungsholzes auf die ur- 
kundliche Brennholzgebühr 
und die Weiderechtsüberein- 
kommen aus 1969 und 1988 
über die Umwandlung von 
Waldweiderechten in Bauholz- 
bezugsrechte bzw. die Ablö- 
sung solcher Rechte durch Ab- 
tretung von Waldgrund- 

stungsgenossenschaften die Interessen der in 23 
Einforstungsgenossenschaften organisierten Mit- 
glieder. Sie alle haben Nutzungsrechte auf frem- 
dem Grund und Boden. Dazu zählen Weide- und 
Holznutzungsrechte. Diese Nutzungsrechte wur- 
den im vorigen Jahrhundert reguliert und in Um- 
fang, Art und Ausübung festgelegt. Derzeitiger 
Obmann des Verbandes ist Raimund Schobers- 
berger aus Gmunden, der als Nachfolger von Ök- 
Rat Max Fürthauer seit 1986 die Geschicke des 
Einforstungsverbandes leitet. 

stücken. Über Forderung des 
Einforstungsverbandes wurde 
im Bundesforstegesetz 1996 
explizit sichergestellt, daß die 
neu begründete AG auch in die 
Rechte und Pflichten aus die- 
sen, mit dem Wirtschaftskör- 
per Österr. Bundesforste abge- 
schlossenen Verwaltungsübe- 
reinkommen einzutreten hat. 

Im Hinblick auf die weitere 
Umsetzung der Waldweide- 
rechtsübereinkommen wurde 
die AG im Bundesforstegesetz 
1996 ermächtigt, unter Wah- 
rung der Substanz des Liegen- 
schaftsvermögens Liegen- 
schaften des Bundes in Zusam- 
menhang mit der Ablösung 
oder Umwandlung von Einfor- 
stungsrechten veräußern oder 
belasten zu dürfen, wobei in 
diesen Angelegenheiten dem 
vom Finanzministerium ent- 
sandten Mitglied des Auf- 
sichtsrates ein Vetorecht zu- 
kommt. Es bleibt zu hoffen, 
daß künftig der aufsichtsrätli- 
chen Genehmigung unterlie- 
gende Waldweiderechtsrege- 
lungen unbürokratischer und 
innerhalb kürzerer Fristen ab- 
gewickelt werden können. 

Ablösung von Einfor- 
stungsrechten im 
Staatswald durch 
Abtretung von Grund 
weiterhin möglich 

Mit der Verfassungsbestim- 
mung im 5 1 des Bundesfor- 
stegesetzes 1996 wurde nor- 
miert, daß der Staatswald, da- 
rin auch die einforstungsbela- 
steten Grundstücke, im Eigen- 
tum des Bundes zu erhalten ist. 
Diese im Verfassungsrang ste- 

hende Gesetzesbestimmung ist 
geeignet, alle einfachgesetzli- 
chen Bestimmungen der Ge- 
setze über die Behandlung der 
Wald- und Weidenutzungs- 
rechte, die auch eine Ablösung 
von Einforstungsrechten durch 
Abtretung von Grund vorse- 
hen, hinsichtlich des Staats- 
waldes außer Kraft zu setzen. 
Um eine solche Verschlechte- 
rung der Rechtspositionen der 
Staatswaldeingeforsteten zu 
verhindern, wurde auf Verlan- 
gen des Einforstungsverbandes 
im Bundesforstegesetz 1996 
auch festgeschrieben, daß die 
Bestimmungen des Grundsatz- 
gesetzes 1951 über die Be- 
handlung der Wald- und Wei- 
denutzungsrechte, BGBl. Nr. 
103/195 1, und der darauf beru- 
henden Landesausführungsge- 
setze von der in 0 1 nominier- 
ten Substanzerhaltungspflicht 
unberührt bleiben. 

Der Einforstungsverband 
ist überzeugt, daß die im Bun- 
desforstegesetz 1996 nun zu- 
gunsten der Staatswaldeinge- 
forsteten normierten Absiche- 
rungen eine geeignete Grund- 
lage dafür bieten, daß die im 
Eigentum des Bundes verblie- 
benen einforstungsbelasteten 
Waldungen von der, nun vom 
staatlichen Einfluß abgekop- 
pelten Bundesforste AG nach- 
haltig und die Einforstungs- 
rechte berücksichtigend be- 
wirtschaftet werden, und daß 
die im Staatswald lastenden 
Einforstungsrechte auch wei- 
terhin ohne qualitative und 
quantitative Einbußen bedient 
werden. 
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